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Landkreistag Sachsen-Anhalt 


 Magdeburg, den 02. Dezember 2003

Az.: 014-7

32. Landräte-Seminar am 28./29. November 2003 in Brehna, Landkreis Bitterfeld;
Ergebnisvermerk
Teilnehmer:
 lt. Anwesenheitsliste.

Die Tagesordnung wurde in folgender Reihenfolge behandelt:
TOP 4

Folgen des Austritts aus der Zusatzversorgungskasse Sachsen-Anhalt (ZVK)

TOP 1

Entwicklung der Kommunalfinanzen 2004 

TOP 2

Fortentwicklung der Funktionalreform

TOP 3

Kommunale Kriminalprävention

TOP 5
Vergleichsring der kreislichen Bauordnungsämter 2002/2003 im Land Sachsen-Anhalt;


Präsentation der Ergebnisse

TOP 6

Auswirkungen des Zweiten Investitionserleichterungsgesetzes auf die kreislichen Aufgaben 

TOP 7
Novellierung des Wassergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt

TOP 8

Auswirkungen der EuGH-Entscheidung zum Magdeburger Urteil

TOP 9
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Vermessungs- und Katastergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt
TOP 10
Künftige Organisation der regionalen Landrätekonferenzen

TOP 11
Verfassungsbeschwerde der Landkreise Aschersleben-Staßfurt, Burgenlandkreis, Schönebeck und Wernigerode gegen das ÖPNV-Gesetz;

Aufteilung der Kosten

TOP 12
Ort und Termin der Landkreisversammlung 2004

TOP 13
Verschiedenes
TOP 4
Folgen des Austritts aus der Zusatzversorgungskasse Sachsen-Anhalt (ZVK)

Herr Dr. Bärecke erläutert als Geschäftsführer der ZVK die Grundlagen des Tarifvertrages zur zusätzlichen Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenversorgung (ATV-K) mit der Umstellung des Gesamtversorgungssystems auf ein Punktesystem ab 01.01.2002. Dabei macht er deutlich, dass es Aufgabe der ZVK sei, die sich aus dem Tarifvertrag ergebenden Leistungsverpflichtungen der kommunalen Arbeitgeber abzusichern. Für die Inhalte des Tarifvertrages sei nicht die ZVK sondern der Kommunale Arbeitgeberverband Sachsen-Anhalt der zuständige Ansprechpartner.

Im Folgenden erläutert Dr. Bärecke die Folgen des Austritts aus der ZVK, die derzeitig insbesondere im Krankenhausbereich diskutiert würden. Er bittet darum, bei entsprechenden Überlegungen rechtzeitig mit der ZVK Kontakt aufzunehmen, um über die Modalitäten eines möglichen Austritts umfangreich informiert zu werden. Ein wesentlicher Punkt sei hierbei der satzungsmäßig erforderliche Ausgleichsbetrag an die ZVK, der bei rd. 8.000 bis 10.000 Euro/Beschäftigte(r) liegt.

TOP 1

Entwicklung der Kommunalfinanzen 2004 

GF Theel informiert über den aktuellen Sachstand zum Gesetzentwurf zur Vereinfachung der Durchführung des Finanzausgleichs. Nach dem aktuellen Beratungsstand dürfte die Kostenerstattung nach dem Aufnahmegesetz als neue Teilmasse in das FAG übernommen und die Jugendpauschale als zweckgebundene Zuweisung ins FAG eingebunden werden. Bezüglich des Aufnahmegesetzes bestehen seitens der Geschäftsstelle nach wie vor Bedenken, dass der Betrag von 56,7 Mio. Euro in 2004 ausreichend sein wird. Die Geschäftsstelle empfiehlt, die tatsächlich anfallenden Ausgaben in 2004 detailliert zu erfassen, um den Haushaltsansatz am Ende des Haushaltsjahres 2004 gegenüber dem Land auf Plausibilität prüfen zu können.   
Angesichts der prekären Finanzsituation aller Landkreise wird die Geschäftsstelle gebeten, mit dem Innenministerium abzustimmen, unter welchen Voraussetzungen bei vorläufiger Haushaltsführung ein Personalabbau mit Abfindungsregelungen möglich ist.
Die Geschäftsstelle übergibt den von ihr erarbeiteten schriftlichen Bericht zu den personellen und finanziellen Auswirkungen des Grundsicherungsgesetzes (GSiG) auf die Landkreise in Sachsen-Anhalt zum Zeitraum 01.01.-31.10.2003 als Tischvorlage und stellt die wesentlichen Ergebnisse vor. 

Die Teilnehmer stimmen darin überein, die Ergebnisse der Untersuchung kurzfristig zu veröffentlichen. Die Geschäftsstelle wird gebeten, Angaben, soweit sie sich auf einzelne Landkreise beziehen, möglichst zu anonymisieren und mit Blick auf diejenigen Landkreise, die erst einen vergleichsweise geringen Abarbeitungsstand unter 50 v. H. vorweisen können, die Ergebnisse durch eine Hochrechnung zu ergänzen. 
TOP 2 

Fortentwicklung der Funktionalreform
GF Theel erläutert die Stellen- und Personalkostenberechnung für die Aufgaben, die Inhalt eines Ersten Funktionalreformgesetzes sein sollen. Der sich auf der Grundlage des KGSt-Berichts 07/2003 „Kosten eines Arbeitsplatzes“ ergebende Betrag von rd. 7,7 Mio. Euro dürfte seitens des Landes der Höhe nach in Frage gestellt werden, weil die pauschalierten Sachkosten von 15.600 Euro/Stelle vom Land nicht akzeptiert werden. Die über den jetzt abschließend diskutierten Aufgabenbestand hinausgehenden Aufgabenverlagerungen müssten sich an dem Beschluss des Landtages vom 17.01.2002 zur Kommunal- und Funktionalreform orientieren, der allerdings teilweise zu aktualisieren ist. Bezüglich des sozialpsychiatrischen Dienstes wird zunächst eine strenge Aufgabenkritik durch das Land gefordert, bevor in einem zweiten Schritt die sachlich begründete Kommunalisierung realisiert wird. Zur Kommunalisierung der Ausgleichspflicht für die Beförderung von Personen mit Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs (§ 45 a PBefG) sind zunächst Modellberechnungen des Landes über die finanziellen Auswirkungen auf die Landkreise erforderlich.
Die Kostenerstattung für die Aufgabenübertragungen hat finanzkraftunabhängig im Finanzausgleichsgesetz zu erfolgen. Die Binnenverteilung der Kostenerstattung zwischen den Landkreisen und kreisfreien Städten soll eine Flächenkomponente angemessen berücksichtigen. Von den vorgestellten Modellberechnungen erhält die Variante 2 (90 v. H. Einwohner/10 v. H. Fläche) breite Zustimmung. Alternativ käme das FAG-nahe Modell 4 in Betracht.
Hinsichtlich der Neuordnung der überörtlichen Sozialhilfe stellt die Geschäftsstelle den Stand der parlamentarischen Beratungen in den Landtagsausschüssen für Inneres sowie Gesundheit und Soziales dar. 
TOP 3

Kommunale Kriminalprävention
Die Arbeit der Polizeibeiräte wird von den Anwesenden als wenig wirksam eingeschätzt und daher der nunmehr von der Landesregierung verfolgte Ansatz einer verstärkten Zusammenarbeit der staatlichen Polizeibehörden und der kommunalen Behörden grundsätzlich begrüßt. Wünschenswert wäre jedoch ein deutlicheres Signal für eine Auflösung der derzeit bestehenden Polizeibeiräte. 
Auf Bedenken stoßen verschiedene politische und programmatische Aussagen in dem Text der Vereinbarung. Die Geschäftsstelle wird insoweit gebeten, mit dem Innenministerium über eine Veränderung des Vereinbarungstextes zu verhandeln.
TOP 5
Vergleichsring der kreislichen Bauordnungsämter 2002/2003 im Land Sachsen-Anhalt;


Präsentation der Ergebnisse

Geschäftsführer Theel stellt die Ergebnisse des einjährigen Vergleichsrings der Bauordnungsämter aller Landkreise im Land Sachsen-Anhalt vor. Insbesondere erläutert er die in dem Abschlussbericht enthaltenen Ausführungen zur Kostenrechnung und zu den Laufzeiten. Die Geschäftsstelle empfiehlt eine eingehende Untersuchung der Ergebnisse unter Beteiligung der Bauordnungsämter und der Organisationsabteilungen.
TOP 6
Auswirkungen des Zweiten Investitionserleichterungsgesetzes auf die kreislichen Aufgaben 
Die Teilnehmer nehmen den Bericht über die Auswirkungen des Zweiten Investitions-erleichterungsgesetzes entgegen. 
TOP 7
Novellierung des Wassergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt

Wegen der kurzen Anhörungsfrist hat die Geschäftsstelle eine Fristverlängerung beantragt, die seitens des MLU mit dem Hinweis auf die Verbändeanhörung zum Regierungsentwurf abgelehnt wurde. 

Bis dahin soll ein Schreiben mit der Forderung an das MLU gerichtet werden, die europa- und bundesrechtlichen Vorgaben nur 1 : 1 umzusetzen, ohne landesrechtlich weitere Anforderungen an den Verwaltungsvollzug festzulegen. Darüber hinaus soll erneut eine belastbare Kostenermittlung für den Vollzug der neuen Aufgaben gefordert werden. Die im Rahmen der Funktionalreform auf die Kreisebene zu übertragenen Aufgaben sollen aus der Wassergesetznovelle herausgenommen werden und dem Funktionalreformgesetz vorbehalten bleiben, um zu einer einheitlichen Personal- und Finanzierungsregelung für diesen Aufgabenkreis zu gelangen. 

TOP 8

Auswirkungen der EuGH-Entscheidung zum Magdeburger Urteil

Beig. Weiß berichtet, die EuGH-Entscheidung zum Magdeburger Urteil bestätige im Wesentlichen die EU-Verordnung 1191/61 und stelle fest, dass öffentliche Zuschüsse für die Durchführung des ÖPNV dann keine unzulässigen Beihilfen seien, wenn 
· ein klarer Betrauungsakt vorliege, 
· ein Ausgleich nach objektiven transparenten im Vorhinein festgelegten Kriterien stattfinde, 
· der Ausgleich nach dem Grundsatz der geringsten Kosten für die Allgemeinheit erfolge und 
· die Zuschüsse die Defizite nicht übersteigen. 
Das Bundesverwaltungsgericht habe nunmehr diese Kriterien der Entscheidung auszulegen. Das Bundesverkehrsministerium plane in einem Bund-Länder-Arbeitskreis Auslegungshilfen zu der Entscheidung zu erarbeiten. Das MBV des Landes Sachsen-Anhalt erarbeitet zudem eine Handreichung zur Umsetzung des EuGH-Urteils. 
Die EU-Kommission rate darüber hinaus von übereilten Notifizierungsverfahren für Zuschüsse ab. Im Ergebnis sei festzustellen, dass Zuschüsse der Aufgabenträger dann rechtswidrig sind und damit eine unzulässige Beihilfe darstellen, wenn dem Verkehrsunternehmen pauschal im Nachhinein die ungedeckten Kosten vergütet würden. 

TOP 9
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Vermessungs- und Katastergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt
Die im Gesetzentwurf vorgesehene Reduzierung der Katastergebühren wird begrüßt. Es wird jedoch erneut die Frage aufgeworfen, warum die Katasterunterlagen nicht kostenfrei für öffentliche Zwecke zur Verfügung gestellt werden können. Die Teilnehmer erwarten darüber hinaus einen kostenfreien Anschluss an das Landesinformationsnetz (LIZ) und eine Klärung dieser Frage im Kontext mit dem eGovernment-Konzept des Landes. 
TOP 10
Künftige Organisation der regionalen Landrätekonferenzen

Die Teilnehmer stimmen dem Vorschlag der Geschäftsstelle zu, 

· die unter der Federführung des Landkreistages Sachsen-Anhalt organisierten Landräte-Seminare in der bisherigen Form weiterhin viermal pro Jahr vorzusehen,

· die bisherigen Regionalkonferenzen nach deren eigener Festlegung fortzuführen, wobei die Geschäftsstelle als Gast die Möglichkeit zur Teilnahme erhält.

TOP 11
Verfassungsbeschwerde der Landkreise Aschersleben-Staßfurt, Burgenlandkreis, Schönebeck und Wernigerode gegen das ÖPNV-Gesetz;

Aufteilung der Kosten
Nach Abschluss der Verfassungsbeschwerde gegen das ÖPNV-Gesetz, die stellvertretend von vier Landkreisen durchgeführt wurde, kommen die Anwesenden überein, dass die Kosten des Rechtsgutachtens von Herrn Prof. Dr. Wendt vom Landkreistag und das Verfahrenshonorar in Höhe von 25.520,00 € von allen Landkreisen gemeinsam bezahlt wird. Dies entspricht einem Betrag von 1.215,24 €/Landkreis, der möglichst bis zum 15. Dezember 2003 an den Landkreistag Sachsen-Anhalt überwiesen werden soll. 

TOP 12
Ort und Termin der Landkreisversammlung 2004

Als einen möglichen Tagungsort wird aus dem Kreis der Teilnehmer das Heidehotel Lubast im Landkreis Wittenberg genannt. Als Termin für die 17. Landkreisversammlung des Landkreistages Sachsen-Anhalt wird der 7./8. Oktober 2004 vorgemerkt.
TOP 13

Verschiedenes
Sparkassenrechtliche Themen
Präsident Dr. Ermrich berichtet über die Mitgliederversammlung des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes, in deren Verlauf u. a. der bisherige DSGV-Präsident Dr. Dietrich H. Hoppenstedt für zwei Jahre wiedergewählt worden sei.

In einem kurzen Meinungsaustausch informieren sich die Anwesenden darüber, in welchen Landkreisen bereits Anstellungsverträge neuer Art für die Vorstandsmitglieder von Sparkassen abgeschlossen sind.
Gesetzentwürfe zur Änderung des Schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 

Die Geschäftsstelle berichtet über die Anhörung durch den Landtagsausschuss für Bildung und Wissenschaft am 19. November 2003 zu den Gesetzentwürfen zur Änderung des Schulgesetzes LSA. Der Landkreistag habe gemeinsam mit dem Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt auf der Grundlage der bisherigen Meinungsbildung in den Gremien ablehnend Stellung genommen. Überraschend sei es deshalb für die Geschäftsstelle gewesen, dass in mindestens sieben Landkreisen Kreistagsresolutionen gefasst worden seien, die sich im Ergebnis für die eingebrachten Gesetzentwürfe aussprechen. Insoweit wird die Notwendigkeit erörtert, die Geschäftsstelle schnellstmöglich über derartige Entwicklungen zu unterrichten. 
In diesem Zusammenhang wird seitens der Geschäftsstelle auf die Thematik Budgetierung von Schulen hingewiesen. Das Kultusministerium habe die Geschäftsstelle kurzfristig zu einer Besprechung eingeladen, wobei sich das MK auf verschiedene Stellungnahmen aus den Landkreisen beziehe, die der Geschäftsstelle allerdings nicht vorlägen. 

Abschließend informiert die Geschäftsstelle darüber, dass nach der Verwaltungsvereinbarung über das Bund-Länder-Programm „Gesamtschulen“ eine Vollfinanzierung ausgeschlossen und stattdessen eine 10 %-ige  Mindestbeteiligung durch das Land bzw. die Kommune zwingend ist.
